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DER -BUNDESMINISTER 
FOR BAUTEN UND TECHNIK 

Zl.10.101/67-I/1/78 

Parlamental~ische Anfrage Nr.1926 
der Abg.Mag~Höchtl u.nd Gen.betr. 
vierspuriger Ausbau der B 10 

An den 

XIV. Geset:gebungsper lode 

t-iien, am 191' 8 07 31 

Herrn Präsidenten des Nationalrates 
Anton Ben y a 

191'1 lAB 

_1978 ... oa- 0 1 
_zu 1526JJ 

Parlament 
1010 Wie n 
-------------

-Auf die Anfrage Nr .1926, welc.he die Abgeordneten rlag. Höcht 1 

und Genossen am 15.6. -197 8, betreffend vierspuriger Ausbau der 

B 10 an mich gerichtet haben, beehre ich mich folgendes mitzu­
teilen: 

Zu 1:) 

Die V.erkehrsverhäl tnisse :in _ Schwechat sind bekannt, soda.~ 

sich die Bundesstraßenverwaltung schbn vorlän~ererZeit veran-· 
laßt sah, wegen des gestiegenen Verkehrsaufkommens in der Orts­
durchfahrt Schwechat, insbesondere wegen der dort vorhandenen 
EngstelJen und der daraus entstehenden Verkehrsstauungen, den 
vierspurigen Ausbau in die Wege zu leiten. 

Zu 2:) 

Die. Ablöseverträge bezüglich der Häuser Schwechat,Wiener-
l _ 

straße Nr. 12 und 14, ha~ das Bundesministerium für Bauten und 
-Technik bereits mit.Erlaß vom 3.5.1976 genehmigt. Die Häuser si~d 
noch nicht abgetragen, weil die!Cündigungsverfahren gegen eini;ge 

Mieter noch nicht rechtskräftig abgeschlossen sind. Ein Teil der. 

Mieter ist unter Mithilfe der Stadtgemeinde 3chwechat bereits 
ausgezogen. Die Ablöseve.r>träge bezüglich der Häuser NI" .16 und 18 
konnte das Bundesministerium rür Bauten und Technik nicht ge-

-. 
nehrnigen. Für das HausNr. 20 ~lTurde dem Bu.ndesministerium für Bauten 
und Technil< kein Vertrag zur Genehmigung vorgelegt. 

, .. .; 
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Zu 3:) 

Alle angeführten Häuser steIleR Mietwohnhäuser dar~ 
die zu Beginn der Ablöseverhandlungen voll mit Geschäfts- und 

Wohnungsmietern belegt waren. Das Amt der Niederösterreichischen 

Landesregierung, Bundesstraßenverwaltung, hat es nun unterlassen, 
bei Vorbereitung der Ablöseverträge mit den Hauseigentümern und 

den Mietern die vorgesehenen EntschädigungSbeträgeaufeinander 
abzustimmen. So sollte den Hauseigentümern der volle (z.T. sogar 

überhöhte) Sachwert der Häuser ersetzt werden. Auf den nach den 
Erfahrungen des Grundstücksmarktes wesentlich wertmindernden Um­
stand, daß die Häuser mit Mietern voll besetzt waren, wurde dabei 
keine RUcksicht genommen. Andererseits sollten den Mietern neben 

.. 

dem ob.j ekti ven Verschaffungswer.t ihrer Geschäftslokale und Wohnungen 
. auch Investitionen vergütet werden, die im Sachwert des Hauses 
bereits enthalten waren. Dazu kaTTl, daß das Amt der Niederöster­
reichischen Landesregierung, Bundesstraßenverwaltung, mit Haus­
eigentümern und Mietern nicht gleichzeitig verhandelt hat. Es wurden 
vie.lmehr zunächst im Jahre 1975 die Anträge für die Einlösung der . 

Häuser Nr.12.und 14 vorgelegt und erst nach und nach mit den 
Mietern überhaupt Kontakt aufgenommen. ~lie bereits ausgeführt, hat 
das Bundesministeriu~ für Bauten und Technik im Einvernehmen mit 
dem Bundesministerium für Finanzen die Einlösung derbeiden Häuser 
genehmigt, konnte aber die vorgesehenen Mietablösen nicht akzeptieren. 
Bei den Häusern Nr.16 und 18 waren schon die vorgesehenen Ent­
schädigungen für die Hauseigentümer sehr hoch, im Kontext mit den 

für die Mieter vorgesehenen Ablöseb~trägen aber unvertretbar. 

Zu 4:) 

Für das Haus Nr.16 hat das Bundesministerium für Bauten 
und Technik mit Erlaß vom 21.12.1976 und für das Haus Nr. 18 mit 
Erlaß vom 18.3.1977 die Einleitung des Enteignungsverfahrens ange­
ordnet. Für das Haus Nr. 20 hat das Amt der Niederösterreichischell: 
Landesregierung, Bundesstraßenverwaltung ohne ausdrUckliehe ho. 
Weisung die Enteignung eingeleitet, l.'1eiles_, annehmen mußte, daß 
ein Ablöseantrag zuährtlichen Bedingungen wie für die Häuser Nr.16 
und 18 nicht die ho. Genehmigung finden würde. Der Enteignungsan-
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trag wurde der Bl.irt'desstra.l~enbehörde beiffiAmt der Niederöster-'· 

reichischenLandesregierung in allen 3~ällen am 4.7.1977 über­
mittelt, eine Entscheidung ist jedoch trotz Drängens der Bundes­
straßenverwaltung bis heute nicht gefallen. 

Zu 5:) 

Sofort nach Abbruch aller angefUhrten Häuser wird der 
Straßenbau begonnen und in kÜrzester Frist abgU.blossen sein. 

./r 
\l\fIv IS-vtv' 
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